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SITZUNGSVORLAGE Nr.l19-V-66-0231
(Jahr-V-Amt-Nr.)
Betreff: Dezernat(e) V/66

Anderung der Satzung tiber die Gebiihren fiir die Benutzung von Parkplatzen im 6ffentlichen
Stralenraum der Landeshauptstadt Wiesbaden (Parkgebihrenordnung)

Anlage/n siehe Seite 3

[]Bericht zum Beschluss Nr. vom

Stellungnahmen

Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich f‘
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten i
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich erforderlich e
- der HGO nicht erforderlich erforderlich f'“
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich e
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich f“
Beratungsfolge DL-Nr.
(wird von Amt 16 ausgefiillt)
a) |Ortsbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Kommission nicht erforderlich erforderlich f'“
Auslanderbeirat nicht erforderlich erforderlich f"
b) | Seniorenbeirat nicht erforderlich erforderlich e
Magistrat Tagesordnung A * Tagesordnung B
Eingangsstempel Biiro des Magistrats Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
itjasdst(\:/:lrjgrsdnetenversamqung nicht erforderlich ¢ erforderlich v
Eingangsstempel Amt 16 offentlich f* nicht 6ffentlich
X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernent

Andreas Kowol
Stadtrat

Vermerk Kdmmerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[] - siehe gesonderte Stellungnahme

Wiesbaden,

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [_] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

X finanzielle Auswirkungen verbunden.
(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot L] grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.:
in %:
Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition X Instandhaltung Stand: 02.09.2019
Budget verfligte Ausgaben (Ist): abs.: 93.032.528 €
in %: 89,25
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
X budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pII[]pI (Eftgg;’ K?onggll(ltr)\g K(()Egre]:g;] 9 Bezeichnung
in€
Anpassung 66 WIS Betrieb
X 2019 | Parkschein- 1.000 1.000 | 1.02523 616650 verkehrstechnische
automat Anlagen
Summe einmalige Kosten: 1.000 1.000

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Mit der Anderung der Satzung uiber die Gebiihren fiir die Benutzung von Parkplatzen im
offentlichen StralRenraum (Parkgebuhrenordnung) werden elektrisch betriebene Fahrzeuge von
den Parkgebuhren bis zu einer maximalen Parkdauer von 3 Stunden befreit.

Anlagen:

e Stadtverordnetenversammlungsbeschluss Nr. 102 vom 04.04.2019

C Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung wolle beschliel3en:

1. Der als Anlage zur Sitzungsvorlage beigefligte Beschluss der Stadtverordnetenversammliung
vom 04. April 2019 wird aufgehoben. Beschluss Nr. 0102 Vorlagen-Nr. 19-V-66-0202.

2. Der unter D Begriindung enthaltene Absatz 4 zu § 1 der Stellplatzsatzung wird neu eingeftigt
und die Anderung der Satzung iber die Gebiihren fiir die Benutzung von Parkplatzen im
offentlichen StraBenraum (Parkgebiihrenordnung) fur elektrisch betriebene Fahrzeuge wird als
Satzung beschlossen.

3.  Der Satzungstext ist ortsiiblich bekannt zu machen.
4, Die Uberschlagig kalkulierten Kosten flr die Anpassung der Parkscheinautomaten in

Hohe von ca. 1.000 Euro stehen bei dem IM-Projekt 1.02523 ,,66 WIS Betrieb
verkehrstechnische Anlagen* zur Verfigung und werden grundsatzlich genehmigt.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitét, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Der Beschluss der Stadtverordnetenversammiung vom 4. April 2019 muss aus folgendem Grund
aufgehoben werden:

Entgegen des Wortlauts der Nr. 1 der Beschlussfassung handelt es sich bei der Anlage zur
Sitzungsvorlage nicht um einen “Entwurf zur Anderung der Satzung tber die Gebuhren fir die
Benutzung von Parkplatzen im 6ffentlichen Stral3enraum (Parkgebuihrenordnung) fur elektrisch
betriebene Fahrzeuge*®, sondern um einen (so nicht beschlossenen) Entwurf zur Neufassung der
Satzung. Dieser Entwurf einer Neufassung ist weiter aus verschiedenen Griinden rechtlich
fehlerhaft. Die Eingangsformel ist nicht ordnungsgemaf. Die Satzung bertcksichtigt weiter nicht
vollstandig die Anderungen, der am 6. Dezember 2018 beschlossenen Satzung. Dies betrifft
insbesondere den Geltungsbereich. Sie setzt in § 3 eine “Parkgebihrenordnung vom 2. Februar
1989 auler Kraft, die aber ihrerseits bereits rechtswirksam und 6ffentlich bekannt gemacht mit
Satzung vom 23. November 2011 ge&andert wurde. Sie enthalt (auch) einen Plan zum
Geltungsbereich, obwohl der Geltungsbereich in der Satzung textlich beschrieben wurde.
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Es ist daher zur Umsetzung ein neuer Beschluss Uber eine Satzungsanderung zu fassen.

Die Anderungen in der Satzung tiber die Geblhren fiir die Benutzung von Parkplatzen im
offentlichen StralRenraum (Parkgebihrenordnung) betreffen § 1 Abs. 4. Dieser wird neu eingefihrt,
wie folgt:

()

(4) Fiir die ersten drei Stunden der Benutzung besonders gekennzeichneter Parkplétze im
dffentlichen StralSenraum durch elektrisch betriebene Fahrzeuge im Sinne von § 2 Nummer 1 des
Elektromobilitdtsgesetzes vom 5. Juni 2015 (BGBI. 1 S. 898), die nach § 9a Absdize 2 und 4, jeweils
auch in Verbindung mit § 9a Absatz 5 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung vom 3. Februar 2011
(BGBI. 1 S. 139), zuletzt geéindert durch Artikel 1 der Verordnung vom 31. Juli 2017 (BGBI. | S.
3090), gekennzeichnet sind, wird bei Verwendung der Parkscheibe keine Gebdhr erhoben. Diese
Geblihrenbefreiung endet mit Ablauf des 31. Dezember 2021.

Die Ubrigen Bestimmungen der Satzung bleiben unveréandert.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berlcksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich andert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengrindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

Hat keinen Einfluss.

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&uden und des &ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

/

IV. Erganzende Erlduterungen

(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Mit der Einfihrung des Elektromobilitatsgesetzes hat die Bundesregierung den Kommunen die
Madoglichkeit eroffnet, zur Forderung der Elektromobilitat Elektrofahrzeuge von den Parkgebihren
zu befreien. Das Ziel ist die Attraktivitat fur den Ersatz von mit fossilen Brennstoffen betriebenen
Fahrzeugen durch elektrisch betriebene Fahrzeuge zu erleichtern.

Da die Anzahl elektrisch betriebener Fahrzeuge aktuell sehr gering ist und auch keine Prognose
Uber zukinftige Zulassungszahlen vorliegen, kann derzeit keine Abschéatzung von Einnahme-
verlusten an Parkscheinautomaten erfolgen.

Die Vorlage ist mit dem Rechtsamt abgestimmt.
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V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

/

Wiesbaden, 27. September 2019

Andreas Kowol
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

